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Generalstreik lähmt das Land
Protest gegen Sparpolitik der Regierung
Konfrontation zwischen Staatsmacht und Demonstranten in Avellaneda. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - Ein Generalstreik gegen die Wirtschaftspolitik der Regierung hat Argentinien am Dienstag weitgehend lahmgelegt. Öffentliche Transportmittel standen still, Airlines hatten ihre Flüge gestrichen, auch Industrie und Handel ruhten größtenteils. Zu dem 24-stündigen Ausstand, der sich gegen die Wirtschaftspolitik von Präsident Mauricio Macri richtete, hatte der Gewerkschaftsdachverband CGT aufgerufen. Einige Gewerkschaften hatten bereits am Montag einen 36-stündigen Streik begonnen.
Die Arbeitsniederlegungen wurden begleitet von Straßenblockaden. So versuchten rund 6000 linksgerichtete Demonstranten in den Morgenstunden, die Pueyrredón-Brücke zwischen der Hauptstadt und dem Vorort Avellaneda abzuriegeln. Es kam zu Zusammenstößen mit der Wasserschutzpolizei (Prefectura). Um 11 Uhr gaben die Demonstranten die Brücke wieder frei.
Auch an anderen wichtigen Knotenpunkten blockierten die Aktivisten den Verkehr: So auf der 9 de Julio im Herzen von Buenos Aires sowie an mehreren Abschnitten der Schnellstraße Panamericana.
Der Protest richtet sich gegen die hohe Inflation, drastische Sparmaßnahmen und die Verhandlungen der Regierung mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF). Bei diesen geht es um eine Ausweitung der Finanzhilfen über die Argentinien bereits im Juni gewährten 50 Milliarden Dollar hinaus.
Im Gegenzug verpflichtete sich die Regierung, das Haushaltsdefizit von 2,7 Prozent 2018 für nächstes Jahr völlig abzubauen und die Inflation in einer Bandbreite von 27 bis 32 Prozent zu begrenzen. Die Preissteigerung der letzten Monate nach der starken Abwertung des Peso zwang jedoch die Regierung, für 2018 eine Inflation von 42 Prozent vorauszusagen. Die Krise hob die Arbeitslosenquote mit 9,6 Prozent auf den höchsten Stand seit zwölf Jahren.
Juan Carlos Schmid, einer der drei Vorsitzenden der CGT, erklärte: „Heute hat sich im ganzen Land unsere tiefe Ablehnung gegenüber dem Wirtschaftsprogramm der Regierung gezeigt.“ Wenn die Regierung keinen „Plan B“ habe, werde es auch keinen Frieden mit der Gewerkschaftsbewegung geben, so Schmid.
Hugo Yasky, einer der Führer des alternativen Gewerkschaftsverbands CTA, interpretierte den Streik wie folgt: „Heute hat das argentinische Volk dem Internationalen Währungsfonds und den Sparmaßnahmen eine Absage erteilt und gezeigt, dass es bereit ist zu kämpfen.“
Pablo Moyano, der stellvertretende Vorsitzende der einflussreichen Lkw-Fahrer-Gewerkschaft, kündigte bereits weitere Maßnahmen an, sollte die Regierung den Forderungen der Arbeitnehmervertretungen kein Gehör schenken: „Wir werden in dieser Form weitermachen und die Rechte der Arbeiter verteidigen“, so Moyano. Als nächste Schritte sind eine Kundgebung vor dem Kongress sowie ein Protestzug nach Luján unter dem Motto „Frieden, Brot und Arbeit“ am 20. Oktober geplant.
Der Verlust für die Wirtschaft wegen des Ausstands beläuft sich nach Schätzungen der Regierung auf 31,6 Milliarden Peso.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Macri in New York
Präsident Mauricio Macri hat bei der Vollversammlung der Vereinten Nationen angekündigt, Venezuela beim Internationalen Gerichtshof in Den Haag wegen Menschenrechtsverletzungen anzuzeigen. Bei seiner elfminütigen Rede in New York beklagte Macri die gravierende Situation in dem Erdölstaat und forderte die dortige Regierung von Präsident Nicolás Maduro auf, humanitäre Hilfe anzunehmen. Macri ging auch auf die aktuelle Lage in Argentinien ein: „Wir durchschreiten eine Periode tiefgreifender Veränderungen.“ Er machte aber klar: „Wir sind überzeugt, dass wir auf dem richtigen Weg sind.“ Der argentinische Präsident sprach sich für „intelligente Eingliederung“ seines Landes in die Welt aus und warb für Engagement in die Region: „Wir sind eine Friedenszone mit junger Bevölkerung, Ressourcen im Überfluss und reicher Natur.“ Macri redete dem Multilateralismus das Wort, das heißt, einem gleichberechtigten Miteinander der Staaten, das durch gemeinsame Werte wie Demokratie und Friedensliebe gekennzeichnet sei.
Bischöfe besorgt
Die Bischöfe der Provinz Buenos Aires haben ihre tiefe Sorge über die Wirtschaftskrise im Land ausgedrückt. Dies berichtet die Katholische Nachrichtenagentur KNA. Die insgesamt 14 Geistlichen trafen am Wochenende mit Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal zusammen. Bei dem Gespräch in der Provinzvertretung in Buenos Aires bezeichneten sie die soziale Lage des Landes, die durch Arbeitslosigkeit, Inflation und Lohneinbußen gekennzeichnet sei, als „besorgniserregend“. Unter den Gesprächsteilnehmern befanden sich unter anderen Oscar Ojea, der Vorsitzende der argentinischen Bischofskonferenz, sowie Victor Manuel Fernández, der neue Erzbischof von La Plata, der als Vertrauter von Papst Franziskus gilt. Staatlicherseits wohnte Bundessozialminister Carolina Stanley der Unterredung bei. Gouverneurin Vidal verpflichtete sich, die Ernährungshilfsprogramme der Provinzregierung fortzuführen. Gleiches gilt für die geförderten Darlehen für kleine und mittlere Unternehmen. (AT/mc)
Meinung
Der Streik vom Dienstag
Von Juan E. Alemann
Am Dienstag fand ein allgemeiner Streik statt, den der Dachverband der Gewerkschaften, die CGT, angeordnet hatte. Es ist der vierte gegen die Macri-Regierung. Da sich die Gewerkschaften anschlossen, die für den Personentransport über Omnibusse, U-Bahnen und Eisenbahnen verantwortlich sind, war der Streik effektiv, weil die meisten Arbeitnehmer, vor allem im Raum von Groß Buenos Aires, keine Möglichkeit hatten, zu ihrem Arbeitsplatz zu gelangen. Das Land wurde einmal mehr auf Beschluss der führenden Gewerkschafter lahmgelegt. Die Arbeiter wurden nicht gefragt
Der Streik wurde besonders vom mächtigen Gewerkschafter Hugo Moyano angespornt, der die Lastwagenfahrer direkt und andere Bereiche indirekt beherrscht. Néstor Kirchner hatte ihm seinerzeit beim Ausbau seiner Macht geholfen: Während er vorher nur für den Fernverkehr der Lastwagen verantwortlich war, ist dann der Lastwagenverkehr der städtischen Gegenden, an erster Stelle der Supermärkte, und auch die Müllabfuhr hinzugekommen.
Moyano hat ein persönliches Interesse am Streik, weil ein böser Prozess wegen Entwendung von Mitteln bei seinem Sozialwerk gegen ihn läuft, den er politisieren will. Denn sonst kann er in Haft kommen. Das Eigenartige an seinem Verhalten besteht darin, dass er immer wieder sagt, er werde lieber im Gefängnis sitzen, als die Verteidigung der Rechte der Arbeiter aufzugeben. Ein Verbrechen hat jedoch nichts mit den Interessen der Arbeiter zu tun.
Generalstreiks sind eine rein politische Angelegenheit. Das Streikrecht bezieht sich auf die Zulassung von Streiks bei einzelnen Unternehmen, um Forderungen durchzusetzen. Im Grunde ist es fragwürdig, dass ein Gewaltakt, wie es ein Streik ist, vom Gesetz zugelassen wird. Konflikte sollten innerhalb gesetzlicher Bestimmungen, durch Verhandlung und eventuell einen Schiedsspruch der Regierung gelöst werden. In den Vereinigten Staaten, der Europäischen Union und fast allen anderen Ländern gibt es keine Generalstreiks, und auch nur wenige Streiks, die sich auf einzelne Unternehmen beziehen.
Der Generalstreik vom Dienstag hat der Wirtschaft, und besonders den Arbeitnehmern, einen Schaden zugefügt, der offiziell auf über 30 Milliarden Pesos geschätzt wurde. Löhne werden bei Streik nicht bezahlt. Politisch hat ein Streik nur die Bedeutung, die ihm die Regierung gibt. Wenn diese nicht reagiert, dann passiert gar nichts. Und wenn sie, wie es Menem stillschweigend tat, dann Zahlungen an die gewerkschaftlichen Sozialwerke hinausschiebt und die persönlichen Finanzen der Gewerkschafter unter die Lupe nimmt, dann werden sich diese den Fall das nächste Mal besser überlegen.
Im Juli 1975 hat die CGT unter der Regierung von Isabel Perón einen Generalstreik vollzogen, der das ganze Land stillgelegt hat. Damit haben die Gewerkschafter ihr das Genick gebrochen, und dann, mit Lohnerhöhungen von 50 Prozent und mehr, eine nach der anderen, den Weg zur Hyperinflation und zum Chaos beschritten, und damit zum Staatsstreich vom 24. März 1976 beigetragen. Unter der Regierung von Alfonsín (Dezember 1983 bis Juli 1989) gab es 13 Generalstreiks. Alfonsín gab jedes Mal nach, mit einem Geschenk. Das veranlasste dann die Gewerkschafter, weitere Streiks aufzurufen. Alfonsín hat das Thema grundsätzlich missverstanden. Als sein Wirtschaftsminister Juan Sourrouille sich weigerte, einer Forderung einer Lohnerhöhung von 35 Prozent des damals mächtigen Lorenzo Miguel, von der Metallarbeitergewerkschaft, nachzugeben, ging dieser direkt zu Alfonsín, der ihm die Zulage gewährte. Damit war der Stabilisierungsplan, benannt “Plan Austral” beendet. Hat Macri aus diesen Erfahrungen gelernt? Er muss seine Haltung jetzt verhärten.
Meinung
Im Blickfeld: Absurde Jagd
Von Lisa Klöcker
Wenn hunderte Polizisten einen Wald stürmen, dann wird das wohl einen triftigen Grund haben. Denkt man zumindest. Im Hambacher Forst wurde ein solcher Aufwand nun betrieben und zwar wegen Baumhäusern. Zugegeben, ganz so einfach ist das ganze dann doch nicht. Rund 60 dieser Bauten erstrecken sich in den Baumkronen des Forstes und stehen dabei symbolisch für den Widerstand hunderter Aktivisten gegen den geplanten Braunkohleabbau des Energiekonzerns RWE.
Spulen wir aber erst einmal dahin zurück, wo das Chaos begann: in das Jahr 2012. Um die weitere Rodung des Forstes und den darauffolgenden Braunkohleabbau durch RWE hinauszuzögern und bestenfalls zu verhindern, beginnen Umweltschutzaktivisten den Hambacher Forst zu besetzen. Sie bauen Baumhäuser, richten diese häuslich ein und beginnen dort in „Baumhausdörfern“ wie „Beechtown“ oder „Oaktown“ zu leben.
Gestört hat sich daran sechs Jahre lang niemand, bis vor zwei Wochen. Seitdem machen Polizisten nämlich krampfhaft Jagd auf die Baumhäuser und Umweltaktivisten. Ihre Aufgabe ist klar: Den Wald räumen und ihn somit startklar für die bald anstehende Rodung machen. Das NRW-Bauministerium verteidigt die Räumungen und schiebt Brandschutzverordnungen vor, die den Abriss der improvisierten Häuser rechtfertigt und Proteste von vorneherein abspeist. Nach jahrelanger Duldung fällt den Behörden wohl gerade jetzt auf, dass den Baumhäusern die erforderlichen Rettungsleitern fehlen.
Eine Ausrede, die sich das Ministerium hätte auch genauso gut sparen können. Schließlich ist offensichtlich, dass die angesetzten Räumungen RWE perfekt in den Plan passen, die Rodungen Ende Oktober fortzuführen. Alles reiner Zufall? Wohl kaum.
Jetzt könnte man dieses Schauspiel damit rechtfertigen, dass die Rodungen und der Kohleabbau notwendig sind, um die Stromproduktion in den Braunkohlekraftwerken zu sichern. Leider scheitert jedoch selbst dieser schwächliche Versuch, den aktuellen Ereignissen Verständnis entgegen zu bringen. Schließlich liegt, nach eigenen Informationen des RWE, eine „betriebliche Notwendigkeit“ zur Rodung vermutlich erst am 15. Dezember vor, was eine frühere Rodung schlichtweg unzulässig macht.
Dass das NRW-Bauministerium dagegen angeht, ist jedoch, leider, unwahrscheinlich. Aber es kommt noch besser: Laut den Ergebnissen einer Bergbau-Beratungsfirma könne man sogar bis Herbst 2019 auf Rodungen verzichten. Dafür müsste RWE lediglich an einer anderen Seite des Hambacher Forstes weiterbaggern. Immerhin mussten schon 3900 des ursprünglich 4100 Hektar großen Waldes weichen. Frei nach dem Motto: Wer braucht schon Bäume?
Lieber geht man wohl gegen Menschen vor, die die Umwelt, in der wir leben, schützen wollen und lässt bis zu 2000 (!) Polizisten durch den Wald ziehen und Baumhäuser zerstören. Und verursacht damit obendrein noch Kosten in zweistelliger Millionenhöhe.
Natürlich sind all diejenigen Radikalen, die unter dem Vorwand des Umweltschutzes Polizisten angreifen und verletzen, kein bisschen besser. Schließlich machen diese lediglich ihren Job und können sich vermutlich besseres vorstellen, als von krakeelenden Aktivisten mit Zwillen beschossen und Molotow-Cocktails beworfen zu werden.
Eine gewisse Ironie hat dieses ganze Theater allemal: Eine Kohlekommission soll bereits bis Dezember einen Plan für den Kohleausstieg vorlegen. Das heißt, dass die Braunkohle unter dem gerodeten Hambacher Forst womöglich nie gefördert werden wird.
Meinung
Randglossen
In letzter Zeit war die Rede davon, dass die Regierung die Vorwahlen abschaffen wolle, die für August 2019 vorgesehen sind, die zwischen 4,5 und 5 Milliarden Pesos kosten werden, die man sich gewiss sparen könnte. Jetzt hat die Ministerin Carolina Stanley diese Absicht kategorisch dementiert. Diese eigenartigen Wahlen wurden unter der Regierung von Cristina Kirchner geschaffen, um dem Peronismus die internen Wahlen zu ersparen, die sich auf die spärliche Zahl der eingetragenen Mitglieder beschränkt hätte, was für eine große Volkspartei eine Blamage gewesen wäre. Doch ausgerechnet Cristina K. hat das System entkräftet, als sie 2015 mit einer eigenen Partei, Unidad Ciudadana, auftrat, statt innerhalb der Peronistischen Partei die Auseinandersetzung mit Florencio Randazzo aufzunehmen, den sie bequem besiegt hätte. Unbegreiflich! Und 2019 verbleibt diese Teilung der peronistischen Wähler in zwei Minderheiten, was Macri zugute kommt. Doch eventuell gibt es bei den Vorwahlen eine Auseinandersetzung unter den Mitgliedern von Cambiemos: Der PRO-Partei von Macri und der UCR, die ohnehin eine größere Vertretung in der Regierung anstrebt.
In seiner Rede vor der Generalversammlung der UNO in New York bezog Präsident Mauricio Macri entschieden Stellung gegen Venezuela und kündigte die Einreichung einer Klage vor dem internationalen Strafgericht in Den Haag an, in der er die Menschenrechtsverletzungen angezeigt werden, die in Venezuela unter der Regierung von Nicolás Maduro stattfinden. Die Klage wurde danach zusammen mit Kolumbien, Chile, Paraguay und Peru eingebracht. Macri hat damit erneut gezeigt, dass Argentinien ein zuverlässiger Partner der großen Staaten ist und die Werte der zivilisierten Welt verteidigt. Die Vereinigten Staaten, mit oder ohne Trump, wissen diese Stellungnahme zu honorieren. Freunde werden gut behandelt, und das kommt dann auch bei anderen Themen zum Ausdruck, wie bei der finanziellen Unterstützung für Argentinien in der gegenwärtigen Krise.
Der Brexit ist in eine Sackgasse geraten. Der Vorschlag von Premierministerin Theresa May, ein Freihandelsabkommen abzuschließen, bei dem faktisch ein großer Teil des freien Handelsaustausches beibehalten wird, wurde von den EU-Staaten kategorisch abgelehnt. Auf der anderen Seite bestehen in Wirtschaftskreisen Großbritanniens große Bedenken gegen einen totalen Austritt aus der EU, wie er die eigentliche Essenz des Brexit darstellt. Hinzu kommt noch das heikle Problem von Nordirland, das zu Großbritannien gehört, doch stark mit dem EU-Mitglied Irland verbunden ist, und dies nicht aufgeben will. Der Austritt Großbritanniens aus der EU erweist sich deutlich als ein großer Fehler, der sich im Grunde nur durch eine neue Volksabstimmung über das Thema zurechtbiegen lässt, bei der voraussichtlich der Brexit aufgehoben würde.
Gemeinschaften
Durch gemeinsame Wurzeln die Zukunft aufbauen
Fotos von Manfred Engler
Freundliche Begrüßung durch Tania Wals, Vorsitzende der Wachnitz-Stiftung, der FAAG-Delegation. V.l.n.r.: Erwin Hörl, Christa Hörl, Tania Wals, Thomas Leonhardt und Bärbel Späth.
Klicken Sie hier, um mhr Fotos zu sehen.
Das 16. Treffen der deutsch-österreichischen-schweizerischen Gemeinschaften Lateinamerikas ist vorbei. Es fand, so wie es die Dachverbände DCB – Deutsch-Chilenischer Bund, FECAB - Federação dos Centros de Cultura Alemã no Brasil und FAAG – Dachverband der deutsch-argentinischen Vereinigungen in Absprache mit Pietro Sandri Poli, dem Initiator der Idee, geplant hatten, in Argentinien im 6-Jahre-Rhythmus statt. Diesmal vom 5. bis 8. September. Der Dachverband FAAG hatte die Organisation vor Ort in die Hände der Stiftung German Wachnitz der Stadt Eldorado / Misiones gelegt.
Weshalb Misiones? Es gab in der Provinz Misiones eine große, langjährige Einwanderung deutschsprachiger Gruppen. Und sicherlich war es so, dass diese Menschen ihren ersten Kontakt mit einem unbekannten subtropischen Urwald hatten, den sie roden mussten um lebensnotwendige Plantagen anzulegen und ein bedürftiges erstes „Heim“ aufzustellen. Keine leichte Arbeit. Bei derselben halfen ihnen wahrscheinlich die eingeborenen Guaraní-Indianer mit denen sie sich in ihrer Sprache verständigen mussten. Also ist anzunehmen, dass die erste „Fremdsprache“ der Kolonisten das Guaraní war. Daher auch die sympathische Geste, den Willkommens-Gruß – außer in den 3 offiziellen CAAL-Sprachen (spanisch / portugiesisch / deutsch) - auch in Guaraní (Tereguahẽ Porāite) auszudrücken (siehe Argentinisches Tageblatt vom 7.IX.). So wie man in Bayern von den Sudetendeutschen als „vierten Stamm“ spricht, so könnte man Guaraní als die vierte CAAL-Sprache einstufen. Wenigstens, wenn es sich um diese geographische Gegend handelt.
Ablauf
Am Mittwoch Nachmittag begann der offizielle Teil mit der Begrüßung der Teilnehmer seitens Gisela Wachnitz, worauf die offizielle Eröffnung durch FAAG-Schriftwartin Christa Hörl erfolgte, die die Reden der Behörden einleitete. Seitens der deutschen Botschaft sprach Kulturattaché Harald Herrmann („Das heutige Deutschland“) und die Honorarkonsulin Renata Hey de Wachnitz. Konsulin Maja Schweri vertrat die Schweizerische Botschaft. Der langjährige, geschätzte Bürgermeister von Eldorado, Norberto H. Aguirre (Südatlantik-Konflikt-Veteran) war selbstverständlich auch unter den mehr als 120 Anwesenden, unter ihnen Ignacio Schwelm, der in Buenos Aires wohnende Enkel des Gründers.
Die Facultad de Arte y Diseño de Oberá und die PASCH-Schulen hatten ihr zonales Treffen in die Tagung eingegliedert und es ist erfreulich, dass es schon 6 Absolventen gab, die ihren DLL-Kursus dort abgewickelt hatten. Feierlich erhielten sie ihre Diplome.
Nach einem Begrüßungs-Lunch, der Gelegenheit zu angenehmen Gesprächen mit CAAL-Freunden aus benachbarten Ländern gab, begann das eigentliche CAAL-Treffen, ehe man sich zu einem zünftigen Asado begab, zu dem Bürgermeister Norberto H. Aguirre eingeladen hatte. Dank ihm, ein gelungener Abschluss des ersten Tages.
Der Donnerstag brachte uns, zu Beginn, weitere Vorträge und die feierliche Einweihung des Kindergartens der Hindenburg-Schule (gegründet am 25. Januar 1925). Auch hier waren präsent und hielten Ansprachen, Kulturattaché Harald Herrmann, Brigitte von der Fecht, Vorsitzende der AGDS – Arbeitsgemeinschaft Deutscher Schulen sowie Vertreter des Goethe-Instituts (Jörg Müller). Der Dachverband FAAG war durch Christa Hörl und Thomas Leonhardt vertreten. Über die wichtige kulturelle Arbeit der Hindenburg-Schule sollte gesondert berichtet werden. Auf jeden Fall war die Aufführung des von den Schülern selbst redigierten Theaterstückes „Das Geheimnis der Spiegel“ - auf Deutsch ! - durch eine Schülergruppe der emotionale Höhepunkt dieses gelungenen Tages. Ein von der Schule bestens organisierter Empfang im Hof und ein leckeres Mittagessen im Saal gaben auch hier zu interessanten Gesprächen Gelegenheit.
Die Nachmittags-Ausflüge zu einer Sportschuh-Fabrik und zu einem großen Sägewerk mit Stadtrundfahrt und Besuch des Schwelm-Museums endeten zu später Stunde, als es schon anfing, frischer zu werden. Man merkte es im offenen Doppeldecker-Tourismusbus. Dennoch fanden sich alle Teilnehmer zum sogenannten Empfangsabendessen ein, der – wie auch die Tagung – in den Räumen der Congregación Evangélica San Juan stattfand.
Der Freitag war einer Fahrt zu den besonderen (seitlichen) Wasserfällen von Moconá gewidmet. Eine lange Fahrt, die man hätte vermeiden können, wenn die Ortskundigen und die Tourismus-Experten Bescheid gegeben hätten, dass die Wasserfälle wegen den vorangegangenen Regentage in Brasilien überflutet waren und man sich denselben nicht nähern könnte und man „praktisch vor der Tür“ umkehren musste, ohne dieses Naturereignis zu sehen. Schon auf dem Weg dorthin wurde an einer Haltestelle gewarnt, dass man nicht hinkommen würde. Der Rat wurde aber abgetan, mit der Ausrede, dass nur die Konditorei geschlossen wäre. Zeitige Alternativ-Vorschläge, insbesondere für die ausländischen Gäste, wären angebracht gewesen.
Am Sonnabend gab es weitere Aussprachen und am Nachmittag, im Museo Cooperativo, folgten die abschließenden Vorträge und die Einladung zum nächsten Treffen, in Treze Tilias (Dreizehnlinden) / Brasilien, hervorragend von Rafael Hensel vorgetragen, der auch ein besonderes Buch über die 75-jährige Geschichte von Treze Tilias und das holzgeschnitzte Abzeichen der Stadt (roter Adler) an Persönlichkeiten der „CAAL-Welt“ überreichte. Ein versprechendes Stelldichein für kommendes Jahr im September.
Vorausschauend, bot sich der stets aktive José Gareis (Paraná / Entre Ríos) an, zusammen mit der FAAG ein zukünftiges CAAL-Treffen zu organisieren und überreichte Broschüren, Bier, Likör und sogar Wein aus seiner Provinz. Der Abschluss war ein Empfang und der Besuch einer ausgezeichneten Ausstellung von den elf in Eldorado ansässigen Gemeinschaften, im Untergeschoß des Museums.
Vorträge
Die Vortragenden auf diesem XVI. CAAL-Treffen waren, in alphabetischer Reihenfolge: Élida Arenhardt, Mariano Baimler, Sylvia Brandt, Elisabeth Graebner / Marcos Carneiro, Karina Dohmann Braunig, Nilo Franck, María Cecilia Gallero, José Gareis, Gabriela Grabher, Rafael Hensel, Roque Jungblut, Décio Krohn, Leonor Kuhn, Wilfredo Laura Contreras, Klaus-Wilhelm Lege, Sylvia Lenz, Walter Magenschab, Petra Meßbacher, Jörg Müller, Renata Otto, Angélica Prediger, Raúl Ignacio Puls, Altair Reinehr, Regula Rohland de Langbehn, Nelio Schmidt, Gisela Wachnitz und Laura Mabel Zang, wozu 2 Säle zur Verfügung standen. Dort wurde Geschichtliches vorgetragen, aber auch Zukunftsarbeit geplant, was sehr wichtig für eine kulturelle Zusammenarbeit mit den deutschsprachigen Ländern ist. Leider musste Rolf Fiebig (Chile), der seit dem ersten Treffen in Montevideo dabei ist, diesmal wegen dem Gesundheitszustand eines Verwandten kurzfristig absagen, was von vielen bedauert wurde.
Am Rande bemerkt
Zahlreiche Bücher standen zum Erwerb aus und man konnte damit einen Einblick in verschiedene Aspekte der Geschichte Misiones‘ haben. Die kostenlosen Broschüren der Schweizerischen Botschaft fanden gefällige Abnehmer.
Bei den sogenannten „coffee breaks“ (wie jetzt die Kaffeepausen genannt werden), wollen wir es als „Lokalpatriotismus“ einstufen, gab es keinen Kaffee; sondern nur Mate- oder schwarzen Tee.
Interessant die Losung des Museo Cooperativo: Was nur an die Gegenwart gebunden ist, verschwindet mit ihr. Eine Mahnung, die Geschichte nicht zu vergessen.
Als Fazit zu der diesmal eingeführten Variante der zwei Säle, könnte man sagen, dass im Falle der CAAL-Treffen der Spruch „the more, the merrier“ nicht zutraf, wobei zu bemerken ist, dass – außer den o. e. 28 Vortragenden - ein weiteres Dutzend Anträge abgewiesen werden musste. Wenn zwei für Jemand gleich interessante Vorträge simultan stattfanden, musste eben auf einen der beiden verzichtet werden. Schade. Es gab schon Treffen mit einer größeren Anzahl an Vorträgen, die aber nie „zweigleisig“ gefahren wurden. Die Lösung war bisher : Entweder eine beschränkte Anzahl Vortragender oder eben mehr Tage dazulegen, damit Alle gleich eingestuft aufgenommen werden können und nicht meinen, dass man sie, als „Kelper“ in den Nebensaal geschickt hätte.
Bei einem so überlappenden Programm müssen selbstverständlich die Termine eingehalten werden. Eine termingerechte Einschreibung (ohne mit „Gefälligkeiten“ für Nachzügler zu spekulieren), einem pünktlichen Erscheinen (sei es zum Vortragen oder zum Ausflug) und einem Einhalten der verfügbaren Zeit (nicht die abgemachte Zeit überschreiten) gehören zum „höflichen Benehmen“ auf dieser Art Treffen.
Grußbotschaften
Dass die Botschaften Deutschlands, Österreichs und der Schweiz die Schirmherrschaft übernommen hatten, ist von großer Wichtigkeit, genau so wie die Abgeordneten-Kammer in Posadas und die Stadtverwaltung von Eldorado das Treffen „von Interesse“ erklärt hatten.
Die interessanten Grußbotschaften von Botschafter Jürgen Christian Mertens (Deutschland), Botschafter Johannes Christoph Meran (Österreich) und Geschäftsträger a. I. Daniel Grünfelder (Schweiz) sind in der von der FAAG herausgegebenen offiziellen Festschrift enthalten (die im Sekretariat des Dachverbandes angefordert werden kann).
Vielen Dank
So manch einer hat gemerkt, dass es nicht so leicht ist, ein CAAL-Treffen zu organisieren. Dass es Monate in Anspruch nimmt. Dass manchmal die Nerven durchgehen. In Argentinien halfen die in Paraná (2006) und Buenos Aires (2012) gesammelten Erfahrungen.
Allen Helfern, Mitarbeitern und Sponsoren (durch welche die FAAG anfallende Unkosten gedeckt hat) gilt daher ein besonderer Dank. Unter ihnen, den dortigen ausländischen Gemeinschaften und ganz besonders den Familien, die in ihren Häusern, während des Treffens, die Vortragenden kostenlos aufgenommen haben.
Die CAAL-Fahne ist jetzt in Händen von Dom Rafael. Até então, amigos do CAAL.
Rudolf Hepe
Wirtschaft
ZB-Präsident: Caputo geht, Sandleris kommt
Der Präsident der Zentralbank, Luis Caputo, ist am Dienstag überraschend zurückgetreten, während sich Präsident Mauricio Macri in den Vereinigten Staaten befand und Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne in Washington mit dem IWF verhandelte. Er führte vorher ein langes Telefongespräch mit Macri, mit dem er auch persönlich eine gute Beziehung hat. Angeblich war der Rücktritt schon vor einigen Wochen vorgesehen, wurde dann im Zuge der Krise vertagt. Caputo gab jetzt an, dass es besser sei, wenn der neue ZB-Präsident das Abkommen mit dem Fonds unterzeichne, und dabei hat er bestimmt recht.
Dass der Rücktritt aus rein persönlichen Gründen erfolgt, nimmt Caputo niemand ab. Er hatte schon ein gespanntes Verhältnis zum IWF (besonders zu Christine Lagarde) und angeblich auch zu Minister Dujovne. Caputo war es, der seinerzeit als Finanzminister den Präsidenten auf die Notwendigkeit eines Abkommens mit dem IWF aufmerksam machte. Und jetzt, beim neuen Zusatzabkommen soll er ihn dazu geführt haben, den Zusatzkredit vorzeitig und in einer irrealen Größenordnung anzukündigen. Das ist beim IWF schlecht angekommen.
Caputo ist kein Wirtschaftler, der aus der akademischen Welt kommt, sondern ein guter Kenner des internationalen Finanzmarktes, auf dem er vorher tätig war. Auch als ZB-Präsident ging er ständig zu den Beamten, die sich mit der täglichen Marktentwicklung und der ZB-Intervention befassten.
Nach dem Rücktritt von Caputo wurde sofort Guido Sandleris zum ZB-Präsidenten ernannt, der bisher Staatssekretär im Schatz- und Finanzministerium war und als solcher auch die Rolle eines Vizeministers einnahm. Er ist ein enger Vertrauensmann von Dujovne, der somit jetzt eine stärkere Machtstellung in der Regierung hat, und unter den Ministern, die sich mit wirtschaftlichen Themen befassen, ein “primus inter pares” ist. Das erlaubt ihm, seine Sparpolitik noch strenger durchzusetzen.
Auch wenn die ZB theoretisch unabhängig ist, muss es in der Praxis eine gute Zusammenarbeit mit dem Minister geben, der für die Wirtschaftspolitik als solche verantwortlich ist, also früher dem Wirtschaftsminister und jetzt dem Schatz- und Finanzminister. Der Minister hat auf alle Fälle das letzte Wort. Sandleris war an der Verhandlung des ersten Abkommens mit dem IWF maßgebend beteiligt, und weiß über das neue Abkommen genau Bescheid.
Sandleris hat eine hervorragende akademische Ausbildung. Er hat nach seinem Studium an der Universität Buenos Aires, das er als Lizenziat der Ökonomie abschloss, an der Columbia Universität von New York studiert und einen Doktortitel erhalten und dann noch an der angesehenen London School of Economics zum Master promoviert. Ab 2007 war er Professor an der Universität Di Tella in Buenos Aires. Sein Curriculum ist noch viel ausgedehnter. Zum ZB-Präsidenten qualifiziert er gewiss.
Wirtschaft
Das Abkommen mit dem IWF
Am Mittwoch wurde das Zusatzabkommen mit dem Internationalen Währungsfonds bekanntgegeben, das das vor drei Monaten abgeschlossene erweitert. Die wesentlichen Punkte sind folgende:
- Der Gesamtkredit wird um u$s 7,1 Mrd. auf u$s 57,1 Mrd. erweitert. Der zusätzliche Betrag ergibt sich aus einer Formel, die der IWF in diesen Fällen anwendet, was die u$s 100 Mio erklärt, die zu den u$s 7 Mrd. hinzukommen. Die Regierung hatte zunächst u$s 20 Mrd. beantragt, was als übertrieben angesehen wurde.
- Der für 2018 und 2019 verfügbare Betrag wird um u$s 18,6 Mrd. erhöht. In diesem Jahr dürften insgesamt u$s 13,4 Mrd. eingesetzt werden (u$s 7,4 Mrd. mehr als bisher vorgesehen) und 2019 u$s 22 Mrd. (u$s 11,2 Mrd. mehr als vorgesehen). Für 2020 verbleiben dann u$s 5,9 Mrd.
- Die Mittel können für Kursstützung auf dem Devisenmarkt, aber jetzt auch für die Tilgung von Schulden eingesetzt werden. Letzteres war bisher nicht erlaubt. Das bedeutet, dass von den bestehenden Schatzscheinen (Letes) dieses Jahr nur 50% bei den Dollartiteln erneuert werden müssen und 2019 nur 60%. Die Schtazscheine in Pesos (die weitgehend von der ZB und der ANSeS gehalten werden), sollen voll erneuert werden.
- Der Wechselkurs wird frei vom Markt festgesetzt. Doch wenn er u$s 34 unterschreitet oder $ 44 überschreitet, kann die ZB intervenieren, im Fall der Überschreitung der Obergrenze mit täglichen Verkäufen von u$s 150 Mio. Das bedeutet, dass nicht umbedingt der gesamte Betrag verkauft wird, der zur Einhaltung der Obergrenze notwendig wäre. Die Regierung kann dabei jedoch zusätzliche Massnahmen treffen, um den Kurs zu drücken.
- Die bisherige Methode der Festsetzung von Inflationszielen wird durch eine strenge Kontrolle der monetären Basis ersetzt, die jetzt bis Juni 2019 nicht mehr erhöht werden soll. Damit wird anerkannt, dass die Inflation auch von Faktoren abhängt, die die ZB nicht kontrolliert, und auch das Schatz- und Finanzministerium nur zum Teil. Hingegen kann die ZB die Geldschöpfung weitgehend kontrollieren.
- Das neue Abkommen bestätigt das Ziel des primären Nulldefizites für 2019 und eines primären Überschusses von 1% des BIP im Jahr 2010.
Am gleichen Tag erklärte der neue ZB-Präsident Guido Sandleris die neue monetäre Politik, bei der die monetäre Basis stabil gehalten werden soll. Er wies auch darauf hin, dass die Grenzen für die freie Kurschwankung monatlich um 3% erhöht würden, was in einer täglichen Zunahme ausgedrückt werde. Der Zinssatz, den die ZB für Banken (und nicht für das Publikum) festsetzt, soll täglich bestimmt werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 39,45, gegen $ 40,12 in der Vorwoche. Im Laufe dieses Jahres stieg der Kurs somit um 108,18%, also mehr als drei Mal so viel wie die interne Inflation, die für diese Periode auf ca. 33% geschätzt wird. Der Devisenmarkt hat sich nach Bekanntgabe des Abkommens mit dem IWF beruhigt. Dennoch musste die ZB Dollar auf Termin verkaufen, um den Kurs zu halten. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 49,56, gegen u$s 49,02 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs schloss zum 30.8.19 bei $ 52,50, was einen Jahreszinssatz von 40% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 2,49% und lag somit um 12,90% über Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend Besserungen auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,40%; Argentina 2016: +0,99%; Argentina 2026: +1,23%, Argentina 2046: +0,37%; Bonar 2024: +1,22%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 825,32 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 853,88) und bei 24 Karat zu $ 1.409,63 ($ 1.448,94).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 24.9.18 um 36,58%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 34,29% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 24.9.18 um 53,21% auf $ 2,66 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 38% auf $ 1,67 Bio. zu. Die Dollardepositen fielen in der gleichen Periode um 5,31% auf u$s 30,98 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 11,67% auf u$s 16,24 Mrd. zu.
***
Das Schatzamt hat am Mittwoch Schatzscheine (Letes) in Dollar auf 7 Monate für u$s 716,6 Mio. zu 6,5% untergebracht. Damit wurde 75% des Betrages von Letes gedeckt, der am gleichen Tag verfiel (u$s 950 Mio.)
***
Der INDEC-Index der wirtschaftlichen Tätigkeit, benannt EMAE (Estimador mensual de la actividad ecoómica), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, lag im Juli 2018 um 2,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, verzeichnet jedoch eine Zunahme von 1,4% gegenüber Juni 2018. Die ersten 7 Monate 2018 weisen somit einen Rückgang gegenüber dem Vorjahr von 0,8%.aus Von den 16 Bereichen, die der Index umfasst, weisen 8 Zunahmen und 8 Abnahmen auf. Die interanuellen Zunahmen entfallen auf Finanzen (+7,1%), Fischerei (+5,9%), Strom, Gas und Wasser (+3,9%), Immobilienmakler (+3,9%), soziale Dienste und Bergbau (mit je +1,4%) und Erziehung und Bauwirtschaft (mit je 1%).Die wichtigsten Abnahmen entfallen auf Landwirtschaft (-10,1%), Handel und Reparaturwerkstätten (-6,4%), und Industrie (-5,1%).
***
Die Handelsbilanz schloss im August mit einem Defizit von u$s 1,13 Mrd., berichtet das INDEC. In 8 Monaten 2018 erreichte das Defizit u$s 6,99 Mrd. Die Exporte nahmen im August gegenüber dem Vorjahr um 1,4% auf 5,17 Mrd. ab, und die Importe fielen um 0,3% auf u$s 6,29 Mrd. Bei den Exporten fielen die Mengen um 7,2% während die Preise um 6,1% zunahmen. Bei den Importen waren es +5,5% bei den Preisen und -5,4% bei den Mengen. Bei den Exporten fielen die von primären Produkten interannuell um 20,8%, während die von reinen Industrieprodukten um 11,3% zunahmen. Bei den Importen fielen die von Kapitalgütern um 24,8%, während die von Brenn- und Schmierstoffen um 57% und die von Gütern für die Weiterverarbeitung um 18,7% stiegen. Der Import von Kfz nahm um 15,3% ab.
***
Das Produktionsministerium hat das System der temporären Einfuhr (Einfuhr von Teilen, die einem Exportprodukt eingegliedert werden) vereinfacht und gleichzeitig den Zollsatz für viele Produkte verringert, die als Halbfabrikate von der lokalen Industrie verwendet werden. Das soll 2.700 lokale Unternehmen begünstigen.
***
Der Diskont von vordatierten Schecks durch eine Gruppe von Banken (an erster Stelle Credicoop, Banco Nación und BAPRO) schreitet voran. Bis zum 31. August wurden schon Schecks für $ 14,95 Mrd. diskontiert, bei einem Gesamtkontingent von $ 27,6 Mrd. Die Laufzeit beträgt 90 Tage und der Zinssatz 29%. Kunden sind kleine und mittlere Unternehmen, die gewohnt sind, sich über Scheckdiskont außerhalb des Bankensystems zu finanzieren, wobei sie jedoch viel höhere Zinsen zahlen, oft um die 100%. Beim Scheckdiskont ist das Kreditverfahren der Banken einfacher und kürzer als bei anderen Krediten. Für die Banken ist das Gerichtsverfahren bei einem ungedeckten Scheck viel einfacher als bei einem nicht termingemäß bezahlten normalen Kredit.
***
Der Unternehmer Sergio Spolski wurde von der AFIP vor Gericht angeklagt, weil er $ 163 Mio. einbehalten hat, die auf persönliche Beiträge zum Pensionierungssystem seiner Angestellten entfallen. Das Strafgesetzbuch sieht für dies eine Haft von 5 bis 10 Jahre vor. Dies ist ein strafrechtlicher Tatbestand, da die einbehaltenen Beträge nicht den Unternehmen, sondern den Arbeitnehmern gehören. Er war Inhaber der “Grupo 23”, die die gleichnamige Zeitschrift, die Zeitung “Tiempo Argentino”, den Rundfunksender Radio América und dem Fernsehkanal CN 23 betrieb, und unter der Regierung von Cristina Kirchner hohe Zuwendungen für Werbung erhielt, die mit dem Regierungswechsel aufhörten. Sergio Spolski war vorher einer der Inhaber und auch Geschäftsführer der Banco Patricios, die unter seiner Führung in Konkurs geriet.
***
Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne erklärte im Kongress, dass der Gewinn des Rentnerfonds (den die ANSeS verwaltet), für die Zahlung der Zusatzpensionen und Renten von Hinterbliebenen u.a. eingesetzt wird, die infolge des Gesetzes über Berichtigung (“reparación histórica”) falsch berechneter Renten gezahlt werden. Der Fonds verfügt gegenwärtig über ein Vermögen von etwa einer Milliarde Pesos, das in Staatstiteln, Aktien, Bankdepositen u.a. angelegt ist. Der Gewinn stammt somit vorwiegend aus Zinsen, die das Schatzamt zahlt, und Dividenden. Wenn diese in Aktien gezahlt werden, müsste diese somit verkauft werden. Der Fonds selber wird somit nicht veräußert, wie es zumindest beim Aktienbesitz sein sollte, um die Staatskasse zu entlasten. Der Fonds hatte beim privaten Kapitalisierungssystem einen Sinn, aber nicht beim staatlichen Verteilungssystem, bei dem ohnehin etwa die Hälfte der Zahlungen von Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten mit dem einen Teil des Erlöses der Gewinnsteuer und der MWSt. finanziert wird. Die Beiträge der aktiven Bevölkerung reichen knapp für die Hälfte der Leistungen aus.
***
Der Index der Industrieproduktion des angesehenen Institutes für Wirtschaftsforschung FIEL (Fundacion de Investigaciones Económicas Latinoamericanas) weist für August 2018 einen interannuellen Rückgang von 7,2% aus, liegt jedoch um 0,8% über Juli 2018. Die ersten 8 Monate 2018 lagen um 0,8% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat am Dienstag das Monopol des Dienstes der Bedienung der Flugzeuge in den Flughäfen aufgehoben, das 2001 eingeführt worden war und das Unternehmen Intercargo begünstigte. Ausgenommen waren bisher nur Aerolíneas Argentinas und Flybondy, die ihren eigenen Dienst haben. Der Dienst, den jetzt die Fluggesellschaften für sich oder auch mit anderen aufnehmen können, bezieht sich auf das Einsteigen und Aussteigen der Passagiere, die Auf- und Abladung des Gepäcks, die Bewegung der Flugzeuge mit Traktoren, die Arbeit der Signalbediener und die äußere und innere Reinigung der Flugzeuge.
***
28 argentinische Schlachthöfe wurden von der chinesischen Regierung für Exporte von gekühltem Rindfleisch nach China zugelassen, im Rahmen des neuen Protokolls, das zwischen der beiden Regierungen unterzeichnet wurde. China kaufte bisher nur gefrorenes Rindfleisch, das einen Preis von ca. u$s 4.000 pro Tonne hat. Bei gekühltem Fleisch, das jetzt zugelassen wurde, geht der Preis von u$s 11.00 bis u$s 19.000 pro Tonne. China wird jetzt nicht nur billige Schnitte beziehen, sondern auch die wertvollen. Weitere Schlachthöfe sollen noch zur Liste hinzukommen.
***
Im August kauften lokale Sparer insgesamt u$s 2,78 Mrd. für Hortung. Der Betrag teilt sich auf 1,21 Mio. Einzelkäufe von durchschnittlich u$s 3.098 auf. Im Juli waren es u$s 3,35 Mio., bei 1,35 Mio. Einzelkäufen von durchschnittlich u$s 2.729, im Juni u$s 3,07 Mrd., bei 1,11 Mio. Käufern und u$s 3.423 pro Person, und im Mai u$s 4,81 Mrd., bei 1,08 Mio. Käufern und u$s 4.677 pro Person.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Brasilien wurden im August 110.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen, als Saldo von 1,35 Mio. neu eingestellten Arbeitnehmer und 1,24 Mio. Entlassungen. Es ist der achte Monat in Folge mit Zunahme der Beschäftigung, womit es in dieser Periode 568.551 mehr Arbeitsplätze gibt. Diese Entwicklung ist u.a. auf die tiefgreifende Reform der Arbeitsgesetzgebung zurückzuführen, die Präsident Michel Temer durchgesetzt hat, die Flexibilität und zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen hat.
***
Der brasilianische Präsidentschaftskandidat Jair Bolsonaro, der bei den Umfragen mit Abstand an erster Stelle steht, hat vom Hospital (wo er sich befindet, nachdem er bei einem Attentat schwer verletzt wurde) öffentlich mitgeteilt, dass er einen großen Teil der Staatsunternehmen privatisieren werde.
***
Geschäftsnachrichten
Farmacity
Diese Apothekenkette der Bundeshauptstadt, die auch Apotheken der Marke Simplicity umfasst, hat die Preise bei 220 Waren bis zum Jahresende eingefroren. Farmacity zeichnet sich durch das große Sortiment von Medikamenten u.a Produkten aus, die für den Kunden in Regalen sichtbar sind. Das Unternehmen entstand 1991, nach der Deregulierung, die der damalige Wirtschaftsminister Cavallo verfügte, die die Einrichtung neuer Apotheken freigab und den Schutz der bestehenden Apotheken aufhob. In der Provinz Buenos Aires verbleibt jedoch der Schutz, so dass sich Farmacity nicht niederlassen kann. Über diesen Fall läuft seit Jahren ein Prozess vor Gericht. Im allgemeinen sind Medikamente u.a. Produkte, die die Apotheken verkaufen, in der Bundeshauptstadt infolge der Konkurrenz, die die Deregulierung gefördert hat, billiger als in der Provinz.
Techint
Der Tenaris-Konzern, der zu Techint gehört und sich mit der Fabrikation von nahtlosen Stahlröhren befasst, ist in ein Saudi-arabisches Unternehmen eingestiegen, mit dem Kauf von 47,79% des Aktienkapitals der Firma “Saudi Steel Pipe Company, die gelötete Stahlröhren erzeugt. Der Preis betrug u$s 144 Mio. Dies erleichtert Tenaris den Zugang zum Saudi-arabischen Markt, der sehr bedeutend ist, weil nahtlose Stahlröhren eingesetzt werden, um Erdölbohrungen zu verkleiden. Der Kauf muss noch von der Regierung bestätigt werden.
Alpargatas
Diese traditionelle Sportschuh- und Textilfabrik, die sich in brasilianischem Besitz befindet, hat zwei Fabriken geschlossen und 450 Arbeiter entlassen. Eine Fabrik ist Alpargatas Calzar, in der Provinz La Pampa, und die andere ist Catamarca Calzados, in Catamarca. Die Firma steht unter finanziellem Druck, was durch den Verkauf der Sportschuhmarke Topper nicht ganz gelöst wurde.
Wirtschaftsübersicht
Eine neue Etappe der Wirtschaftspolitik
Von Juan E. Alemann
Präsident Mauricio Macri hat in New York für Vertrauen geworben, in Gesprächen mit Präsident Donald Trump, der IWF-Generaldirektorin Cristine Lagarde und Vertretern der Finanzen und der Großunternehmen, und dann in der Rede bei der UNO. Ohne die Überzeugung, dass die kritische Lage bald überwunden wird, wird alles viel schwieriger, und die Aussichten auf ein dauerhaftes Wachstum mit sinkender Inflation schwinden dahin. Es geht jetzt darum, dass der neue Kurs der Wirtschaftspolitik glaubhaft ist, und alle in diesem Sinn handeln. Macri betonte, dass keine Defaultgefahr bestehe, und das ist für Banken, Sparer und Investoren zunächst das Wichtigste. Diese Aussage wurde danach durch das Zusatzabkommen mit dem IWF untermauert, das die Zahlung der Staatsschulden sichert, die in den nächsten Jahren verfallen. Doch es gehört noch viel mehr dazu. Es genügt nicht, wenn Macri beteuert, dass er sich an die Spielregeln der zivilisierten Welt hält (was bei den Kirchners nicht der Fall war) und er die Hindernisse für eine Normalisierung, die bestehen, nach und nach überwindet. Es geht um die Verkleinerung der Staatsstruktur, um Effizienz beim Staat, um gute Zusammenarbeit mit den Provinzen und in gewissem Ausmaß auch mit der Opposition, um eine Zahlungsbilanzpolitik, die die Rückkehr zum Defizit der Leistungsbilanz verhindert und der Kapitalflucht entgegenwirkt, um eine spürbare Verringerung der Steuerhinterziehung, um eine Reform der Arbeitsgesetzgebung, und nicht zuletzt um eine wirksamere Sozialpolitik. Die bevorstehende Arbeit ist keine Kleinigkeit.
Das Vertrauen soll jetzt auf folgenden Pfeilern beruhen:
- Die erhöhte Unterstützung des Internationalen Währungsfonds. Es war zunächst die Rede von einem zusätzlichen Betrag von u$s 20 Mrd., was von vorneherein als übertrieben erschien. Der IWF ist in dieser Beziehung vorsichtig, und hat schließlich u$s 7,1 Mrd. gewährt, jedoch den Betrag, der unmittelbar verwendet werden kann, stark erhöht. Die u$s 57,1 Mrd., die der Fonds jetzt bereitgestellt hat, sind bei Weitem der höchste Betrag, den der Fonds jemals gegeben hat. Es ist klar, dass hier eine politische Unterstützung der USA und anderer Staaten (wie Deutschland) zum Ausdruck kommt. Und das ist zum großen Teil ein persönliches Verdienst von Macri. Die Stützung des Wechselkurses, um die es dabei an erster Stelle geht, erfordert auf alle Fälle bei einem “real” hohen Wechselkurs viel geringere Mittel. Dass der Kurs weiter relativ hoch bleiben soll, ist ein wesentlicher Aspekt des neuen Abkommens. Normalerweise blieb der Kurs nach einem so großen Sprung, wie er dieses Jahr stattfand, hinter der internen Inflation zurück, so dass der real niedrige Kurs wieder auftauchte. Es ist jedoch unvermeidlich, dass jetzt ein Teil des Kurssprunges von der Inflation wieder ausgeglichen wird, wie es sofort eingetreten ist. Aber es soll eben nur ein kleiner Teil sein.
- Der Wechselkurs soll verwaltet werden, also innerhalb einer Ober- und einer Untergrenze, von zunächst $ 34 und $ 44, frei schwanken, ohne Intervention der ZB. Der Schwankungsraum ist höher, als in die argentinische Regierung wünschte. Diese Grenzen werden jetzt nominell um 3 Prozentpunkte pro Monat erhöht, womit sie etwa im Ausmaß der Inflation steigen und real etwa konstant bleiben, Wenn der Kurs die Obergrenze überschreitet, dann interveniert die ZB mit Verkäufen von bis zu u$s 150 Mio. pro Tag. Es ist also nicht so, dass so viel verkauft wird, wie notwendig ist, um den Kurs zu halten, wie es die argentinische Regierung gefordert hatte. Es kann dabei auch Verkäufe von der Banco Nación geben, plus andere flankierende Maßnahmen, wie eine Zinserhöhung. Es handelt sich hier um eine grundsätzliche konzeptuelle Änderung, nachdem der IWF sich bisher für einen frei schwankenden Kurs, ohne Begrenzungen, eingesetzt hatte, was zu einer kleinen Katastrophe führte. Dennoch handelt es sich bei der getroffenen Lösung um einen Kompromiss, da die argentinische Regierung eine strengere Regelung wollte.
- Die Ausmerzung des primären Defzites wird mit großer Härte weitergeführt, so dass das Schatzamt keine Mittel der ZB für diesen Zweck beansprucht. Zinsen und Amortisationen der Staatsschuld werden mit neuen Ausgaben von Staatspapieren gedeckt, wobei die Mittel des IWF auch für diesen Zweck eingesetzt werden können. Das war im bisherigen Abkommen mit dem IWF nicht vorgesehen.
- Die monetäre Politik wird verhärtet. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) soll ab jetzt konstant bleiben, nachdem sie in letzter Zeit um 2,2% monatlich gestiegen war. In einem Monat zum 9.9.18 sank sie allerdings um 1,16%, aber in 12 Monaten stieg sie um 36,58%. Wie dieses Ziel durchgehalten wird, wenn die ZB gelegentlich die Devisenreserven erhöht, weil sie Dollar auf dem Markt kaufen muss, wenn der Kurs unter $ 34 sinkt, wurde nicht erklärt.
Die “neue Wirtschaftspolitik” bedeutet in der Praxis eine tiefgreifende Änderung der relativen Preise, die sich schon seit Anfang der Macri-Regierung in Gang befindet, aber jetzt verstärkt auftritt. Einmal sind schon öffentliche Dienste nominell und real viel teurer geworden (und werden es noch mehr sein), und dann sind es nach dem letzten Abwertungssprung auch Importgüter und auch solche, die in höheren Mengen exportiert werden. Das bedeutet besonders, dass zunächst ein niedrigerer Reallohn hingenommen wird, mit einem Verlust von über 10% gegenüber 2015, und eventuell mehr bei niedrigen Löhnen. Es ist unvermeidlich, dass die Gewerkschaften dabei meutern (und Streiks erklären), und die verschiedenen kommunistischen Gruppen (Frente de Izquierda, Partido Obrero, Movimiento Evita u.s.w.) die Gelegenheit für Kundgebungen mit viel Lärm und auch Gewalt wahrnehmen, wie es am Montag krass in Erscheinung getreten ist. Das muss man politisch durchhalten, was gewiss nicht einfach ist und in der Wahlperiode, die bevorsteht, noch weniger.
Die Regierung hat den Fehler begangen, für 2019 einen Rückgang der Wirtschaftsleistung im Haushaltsgesetz für 2019 einzuplanen. Für 2018 ist eine Abnahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,4% vorgesehen, und für 2019 dann noch einmal eine von 0,5%. Im Jahr 2018 ist die Abnahme eigentlich schon eine Tatsache; aber der Pessimismus für das nächste Jahr ist unbegreiflich und reimt sich nicht mit dem Optimismus zusammen, den Macri in den Vereinigten Staaten vermitteln wollte.
Objektiv gesehen sollte es 2019 wieder aufwärts gehen, und davon sollte an erster Stelle die Regierung überzeugt sein und es als Tatsache für die Budgetberechnung nehmen. Die Regierungswirtschaftler gehen von der Abnahme des Reallohns aus, und übertragen dies auf den Konsum und die Nachfrage im allgemeinen. Doch sie vergessen dabei, dass gleichzeitig das reale Einkommen der Landwirtschaft und der Tätigkeiten, die direkt von ihr abhängen, stark zunimmt. Bei dieser brutalen Änderung der relativen Preise, steigt das Einkommen im Landesinneren, vornehmlich in der Gegend der “feuchten Pampa”, und es sinkt in den städtischen Ballungsgebieten, allerdings auch sehr differenziert, da viele Menschen hier auch von der Besserung der Landwirtschaft und bestimmter Industrien profitieren. Gesamthaft sollte es bei dieser großen Einkommensumverteilung eine Zunahme geben, eben weil das BIP voraussichtlich zunehmen wird.
Abgesehen davon führt die starke Änderung der relativen Preise auch zu einer Änderung der Konsumstruktur, so dass die Wirkung schließlich geringer ist. Der Preisindex des INDEC, der auf der Grundlage eines bestimmten Warenkorbes berechnet wird, der nicht geändert wird, übertreibt damit die Zunahmen, da die Konsumenten eben weniger Waren kaufen, die viel teurer geworden sind, ebenfalls bei stark verteuerten öffentlichen Diensten sparen, und mehr relativ billige Waren kaufen. Dies solle von Regierungssprechern und auch von der INDEC-Leitung zumindest erklärt werden, auch wenn das INDEC die Methodologie des Indices nicht ändert.
Halten wir folgende Aspekte der Konjunktur fest:
- Für 2018/19 wird eine Ernte von Getreide und Ölsaat von bis zu 140 Mio. Tonnen erwartet, ein absoluter Rekord, der sich mit 105 Mio. Tonnen 2017/18 vergleicht. Je mehr das Jahr 2018 fortschreitet, umso sicherer erscheint das Ergebnis, weil es allgemein gut geregnet hat und der Boden in der Saatzeit (die bei Weizen, Gerste und Roggen schon beendet ist, bei Mais, Sonnenblume und Sorghum jetzt beginnt, und bei Sojabohne unmittelbar danach) viel Feuchtigkeit hat, was die Entwicklung der gesäten Arten von Anfang an begünstigt. Diese hohe Ernte trägt mit mindestens u$s 10 Mrd. zusätzlich zum Export und direkt und indirekt noch mehr zum BIP bei.
- Auch bei der Rindfleischproduktion wird infolge der Erhöhung des Bestandes und der jährlichen Schlachtungen für 2019 mit einer bedeutenden Zunahme der Fleischproduktion und des Exportes gerechnet.
- Die Produktion von Gas steigt in diesem und nächsten Jahr sehr stark, und die von Erdöl weniger. Auf alle Fälle wird der Import von Gas und Erdöl, sowie Dieselöl und Benzin, stark zurückgehen.
- Der Bergbau entwickelt sich positiv, unabhängig von der Konjunktur. Besonders bei der Ausbeutung von Lithiumlagern im Nordwesten sind hohe Investitionen in Gang, und es wird jetzt eine stark zunehmende Produktion erwartet. Lithium wird unmittelbar zum Export beitragen, aber auch die Wirtschaft des Nordwestens ankurbeln.
- Der interne Tourismus nimmt in der kommenden Sommersaison stark zu, besonders weil sich Auslandsreisen und Aufenthalte im Ausland relativ stark verteuert haben. Dabei werden auch Ausländer angezogen. Die Wintersaison war in Bariloche und San Martín de los Andes dieses Jahr schon ein großer Erfolg.
- Die brutale Abwertung, die zu einem real hohen Wechselkurs geführt hat, der im Prinzip beibehalten werden soll, hat den Import verringert und allerlei zusätzliche Exporte angespornt. Das verringert einmal das Defizit der Leistungsbilanz, womit das kritische Zahlungsbilanzproblem weitgehend überwunden wird, und erweitert andererseits die Absatzmöglichkeiten für lokale Produkte, die mit importierten konkurrieren.
- Die Beherrschung des Wechselkurses beseitigt einen wichtigen Störungsfaktor. Bei einem verwalteten Kurs, der von einem real hohen Wechselkurs ausgeht, sind die Geschäfte berechenbar, während die Kurssprünge, die es jetzt nicht mehr geben soll, störend und rezessiv wirken. Auch der Sparer weiß bei dieser Kurspolitik, woran er sich zu halten hat. In diesem Sinn sollten auch die Möglichkeiten für lokale Dollaranlagen, sei es in Sparkonten oder in Staatspapieren, ausgebaut werden (siehe Wirtschaftsübersicht vom 22. 9.18)
- Wenn es gelingt, das PPP-Programm zu retten, dann entsteht dabei unmittelbar, mit den 6 Straßenkorridoren, die schon zugeteilt wurden und insgesamt eine Investition von u$s 6 Mrd. darstellen, ein bedeutender Wachstumsimpuls. Doch das Problem der Finanzierung ist immer noch nicht gelöst, und ob es Macri jetzt in NY gelungen ist, eine Lösung in die Wege zu leiten, die den US-Banken erlaubt, die notwendigen Kredite zu erteilen, ist vorerst nicht bekannt. Die Rettung dieses Programms sichert den Konjunkturaufschwung für 2019.
- Schließlich sei bemerkt, dass eine Rezession stets Kräfte schafft, die zu ihrer Überwindung beitragen. Denn die Unternehmen rationalisieren dann und bemühen sich, ihre Geschäfte neu aufzubauen. Schließlich haben in den letzten Jahren unzählige relativ kleinere Investitionen bei Unternehmen aller Art stattgefunden, die zum großen Teil mit einer erhöhten Produktivität verbunden sind, die auf eine neue Aufschwungphase warten, aber auch zu ihr beitragen und sie stärken.
Ohne eine gut fundierte positive Zukunftsvision, wie nur wir (und weder Macri, noch Dujovne oder anderer Regierungssprecher) sie dargestellt haben, lässt sich kein Vertrauen aufbauen. Denn die Wirtschaftswelt, hier und im Ausland, glaubt einem Land nicht, das sich unter verschiedenen Regierungen so wenig rationell verhalten hat. Der Default und die Inflation, die mit Unterbrechungen schon 70 Jahre andauert, mit einer 15-jährigen Periode der Hochinflation (dreistellig) und drei Hyperinflationswellen (mit Höhepunkten jeweils im März 1976, 1989 und 1990), sind ein einzigartiger Fall in der Welt, und das belastet die argentinische Glaubwürdigkeit. Dass zu überwinden erfordert sehr viel, einschließlich konkreter Maßnahmen, die unpopulär sind, Mut um sie durchzusetzen, Unnachgiebigkeit gegenüber Gewerkschaften und linksextremen politischen Gruppen, und auch eine gezielte und gut verwaltete Sozialpolitik, ohne Verschwendung.
Wirtschaftsübersicht
Arbeitslosigkeit und Schwarzarbeit: die argentinische Tragödie
Von Juan E. Alemann
Das Statistische Amt (INDEC) hat bekanntgegeben, dass die Arbeitslosigkeit im 2. Quartal 2018 9,6% der aktiven Bevölkerung (diejenigen, die eine bezahlte Arbeit haben, plus diejenigen, die eine suchen) beträgt, gegen 8,7% im gleichen Vorjahresquartal. Doch gleichzeitig ist die aktive Bevölkerung gestiegen, von 45,4% der Gesamtbevölkerung im Vorjahr auf jetzt 46,4%, also ein Prozentpunkt mehr, etwas mehr als die Zunahme der Arbeitslosigkeit. Das bedeutet, dass sich dieses Jahr mehr Personen um eine bezahlte Arbeit bemüht haben, die jedoch vorher auch arbeitslos waren, jedoch nicht in diese Kategorie aufgenommen wurden. Die Zunahme des Koeffizienten der Arbeitslosigkeit von einem Jahr auf das andere ist in Wirklichkeit geringer.
Diejenigen Arbeitslosen, die sich nicht um eine bezahlte Beschäftigung bemühen (aber hoffen, dass ihnen ein Freund oder Verwandter eine beschafft), werden nicht zu den Arbeitslosen hinzugezählt, was fragwürdig ist, da sie im Wesen genau so arbeitslos sind, wie die anderen. Somit liegt die “echte” Arbeitslosigkeit bestimmt über 10%. Hinzu kommen dann noch diejenigen, die eine Subvention erhalten und dabei eine bestimmte Arbeit (Säuberung von freien Plätzen in den Gemeinden u. dgl.) verrichten. In Wirklichkeit tun sie sehr wenig, oft gar nichts, so dass es sich um subventionierte Arbeitslose handelt. Hinzu kommt dann noch die Unterbeschäftigung, die bei 11,2% der aktiven Bevölkerung liegt. Im Vorjahr waren es 11%. Viele Menschen dieser Gruppe sind in Rezessionszeiten im Wesen auch arbeitslos, weil sie kaum etwas zu tun haben.
Das INDEC gelangt auf 1,85 Mio. Arbeitslose. Doch wenn man diejenigen hinzuzählt, die keine bezahlte Beschäftigung suchen, und auch die, die kaum ein paar Stunden pro Woche arbeiten, gelangt man bestimmt auf über 2,5 Mio. Menschen. Da die hohe Arbeitslosigkeit seit Jahren andauert, kann man davon ausgehen, dass die Langzeitarbeitslosigkeit (über 2 Jahre) stark zugenommen hat. Diese wird vom INDEC nicht gemessen (obwohl dies sehr einfach wäre), stellt jedoch das wesentliche Problem dar. Eine Periode von 3 Monaten, während der eine Person nicht arbeitet, stellt kein Problem dar. Aber bei 2 und mehr Jahren hat der Betreffende in der Regel keine Reserven mehr und kann seinen Grundbedarf nicht decken. Die Arbeitslosensubvention deckt nur sehr wenige Arbeitslose.
Die Zahlen beziehen sich auf das 2. Quartal 2018, als die Rezession erst begann, Heute, da wir das 3. Quartal durchschreiten, das voll im Zeichen der Rezession steht, sind die Zahlen bestimmt viel schlechter, mit einer Arbeitslosigkeit von gut 12%. Sowohl die Regierung, wie die Politiker der Opposition, sollten dem Problem nicht mehr ausweichen, und sich mit den Lösungsmöglichkeiten auseinandersetzen, die wir hier aufführen, statt es zu politisieren.
Die Arbeitslosigkeit erscheint strukturell noch schlechter: bei Frauen liegt sie bei 10,7%, gegen 8,7% bei Männern, bei Frauen von 14 bis 29 Jahren bei 21,5% und bei Männern von 14 bis 29 Jahren bei 17,3%. Für Jugendliche, die keine Arbeit erhalten, wird es dann immer schwieriger, sich in den Arbeitsprozess einzugliedern. Wer nimmt schon einen Jugendlichen von 29 Jahren, der nie gearbeitet hat? Außerdem ist dann die Versuchung groß, auf Drogenkonsum (und eventuell auch Handel) und Delinquenz überzugehen. Ein junger Mensch, der keine Arbeit erhält, fühlt sich von der Gesellschaft ausgeschlossen und hat schließlich andere Werte. Es gibt keine Sozialassistenten oder sonst jemand, der den jungen Menschen beisteht und ihnen bei der Arbeitssuche hilft.
Hinzu kommt schließlich noch der Umstand, dass die Schwarzarbeit sehr hoch ist. Sie erreicht bei denjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, etwa ein Drittel der gesamten Beschäftigten, aber bei Einschluss der Selbstständigen ganze 45%. Diese Schwarzarbeiter sind weder gegen Arbeitsunfälle noch Krankheiten gedeckt und haben keine Altersversorgung. Sie erhalten jetzt, seit der Reform des Rentensystems der Macri-Regierung, eine Altersrente ab 65. Lebensjahr von 80% der Mindestpension. Das ist gewiss besser als gar nichts.
Das ganze Beschäftigungsproblem ist eventuell nicht so schlimm, wenn man berücksichtigt, dass die INDEC-Zahlen auf eine Erhebung bei ca. 10.000. Familien in 31 städtischen Ballungszentren beruht, wobei das Ergebnis dann auf die ganze Bevölkerung hochgerechnet wird (also auf etwa 10 Mio. Familien), was statistisch fragwürdig ist, umso mehr als in ländlichen Gegenden der Fall grundsätzlich anders liegt: die Beschäftigung ist dort oft schwankend (z.B. hoch bei der Aussaat und Ernte, aber gering dazwischen), und eine effektive Arbeit von 35 Stunden pro Woche und auch weniger, die als Unterbeschäftigung eingestuft wird, ist normal. Ebenfalls wird die Arbeit für den eigenen Unterhalt nicht berücksichtigt, die im Anbau von Gemüse und Obst, sowie in der Geflügelzucht (gelegentlich auch von Schweinen oder Kaninchen), und in bestimmten Gegenden auch im Fischfang besteht. Wenn es all dies nicht gäbe, dann wäre die soziale Lage noch viel schlimmer.
Auf alle Fälle, auch wenn die extremen Fälle weniger sind, als vom INDEC angenommen wird, steht das Land vor einem großen Problem, das mit konkreten Lösungen in Angriff genommen werden sollte. Mit dem globalen Hinweis auf die Wirtschaftspolitik, den Kritiker der Regierung äußern, kommt man nicht weiter. Die Arbeitslosigkeit ist seit über drei Jahrzehnten hoch, während denen verschiedene demokratische Regierungen an der Macht waren. Zum letzten Mal war sie 1979 und 1980, unter der Militärregierung, mit Koeffizienten unter 4% niedrig. Damals war die Arbeitsgesetzgebung flexibler und der wirtschaftlichen Wirklichkeit angepasst worden (was unter den demokratischen Regierungen rückgängig gemacht wurde), die Arbeitsrichter handelten objektiv und nicht im Sinn der Gewerkschaften, und es gab keine Streiks. Es geht jetzt grundsätzlich um folgendes:
- Die Arbeitsgesetzgebung muss der Realität angepasst werden. Es gibt stets gute und weniger gute Arbeitsmöglichkeiten. Wenn das Gesetz und die Rechtsprechung davon ausgehen, dass alle Arbeitsplätze gut sind, also einmal stabil sind, und dann hohe Löhne und Zusatzkosten vertragen, dann werden die anderen Arbeitsplätze entweder nicht besetzt, oder sie gehen auf die Schwarzwirtschaft über. Die argentinische Arbeitsgesetzgebung ist für Großunternehmen gedacht, während jedoch 80% der Arbeitsplätze im Abhängigkeitsverhältnis von kleinen und mittleren Unternehmen geschaffen werden. Als erstes müsste die Periode, während der keine Entlassungsentschädigung gezahlt wird, von den bestehenden 3 Monaten auf 2 Jahre erhöht werden. Dann könnten sofort viele Arbeitsplätze besetzt werden, bei denen die Stabilität nicht gesichert ist, weil sie von einer besonderen konjunkturellen Lage, von saisonalen Tätigkeiten oder von besonderen Aufträgen abhängt.
- Jugendliche haben ein besonderes Problem, um sich in den Arbeitsprozess einzugliedern. Die Unternehmen ziehen immer Personen mit Arbeitserfahrung vor. Es ist einmal unerlässlich, das System für Praktikanten auszubauen, und dabei auch so etwas wie das deutsche Dual-System voll aufzunehmen. Und dann ist es unerlässlich, dass bei Jugendlichen für zwei Jahre keine Beiträge für das Pensionssystem bestehen.
- Bei der Schwarzarbeit muss der Übergang zur legalen Tätigkeit erleichtert werden. Das bedeutet einmal, dass Arbeitgeber und -nehmer keine Strafe für die Periode der Schwarzarbeit zahlen, dass die Legalisierung nicht rückwirkend ist, dass am Anfang die Soziallasten verringert werden und auch eine Abweichung vom Gesamtarbeitsvertrag der Branche erlaubt wird, und bei den Arbeitern eine Schätzung der gearbeiteten Jahre besteht, die dann bei der Pensionierung berücksichtigt werden. Wenn das Problem kleinlich angegangen wird, wie es bei bestehenden Gesetzesprojekten der Fall war, dann kann man kaum einen bedeutsamen Übergang von schwarz auf weiß erwarten. Man muss realistisch sein.
- Schließlich besteht noch ein qualitatives Problem, dass immer stärker auftritt und mit der technologischen Revolution zusammenhängt. Die Technologie ändert die Natur der menschlichen Arbeit grundsätzlich: sie zerstört bestehende Arbeitsplätze und schafft gleichzeitig neue, die jedoch einen höheren Ausbildungsgrad erfordern, der sich besonders auf die Beherrschung der Informatik bezieht. Es besteht auch ein Übergang auf Arbeit, die zu Hause geleistet wird, der viel größer wäre, wenn er gesetzlich geregelt wäre, weil er für beide Seiten von Vorteil ist. In Argentinien gibt es zu viele Akademiker, und dabei besonders viel zu viele Anwälte, Architekten u.a., die nicht gebraucht werden. Auf der anderen Seite fehlen Fachleute im mittleren Bereich, die als Techniker in Fabriken oder bei komplexen Computersysteme bei der Verwaltung oder sonstwo tätig sind. Eine Ausbildung in diese Richtung sollte bei den Sekundarschulen starker berücksichtigt werden und nicht nur bei den technischen Schulen bestehen.
Die Macri-Regierung ist bisher mit ihren Reformprojekten nicht vorangekommen. Die Gewerkschaften sträuben sich prinzipiell gegen Reformen, die im Sinn der Vollbeschäftigung als oberstes Ziel gedacht sind. Sie kümmern sich nur um die Erhaltung des Reallohns und der Privilegien, und darum, dass Entlassungen erschwert werden. Die Gewerkschafter üben einen direkten Einfluss auf Deputierte, Senatoren und Politiker im allgemeinen aus, die sich nicht trauen, ihnen zu widersprechen.
Die Macri-Regierung hat es bisher unterlassen, ein umfassendes Beschäftigungsprogramm vorzulegen, es eingehend zu erklären und zur Diskussion zu stellen. Präsident Macri hat das Ziel der Nullarmut aufgestellt, das eine Phantasie ist und allgemein als solche aufgefasst wird, statt die Vollbeschäftigung als Ziel aufzustellen, und zu erklären, in was sie besteht und wie sie erreicht wird. Vollbeschäftigung besteht, wenn die Arbeitslosigkeit bei ca. 4% liegt, die als “friktionell” bezeichnet wird, weil sie grundsätzlich diejenigen umfasst, die ihre erste Arbeit suchen, und auch die, die ihren Arbeitsplatz wechseln und sich dabei Zeit nehmen, weil sie nicht jede gebotene Arbeit interessiert. Und dann muss das Konzept, das auch die Regierung im Wesen vertritt, dass die Beschäftigung von Investitionen und Wachstum der Wirtschaft abhängt, bei Seite gelassen werden, und durch das Konzept der Besetzung sämtlicher möglicher Arbeitsmöglichkeiten ersetzt werden.